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Gesundheitsdaten 
beim BEM
gesundheitsdaten  Das Betriebliche Eingliederungsmanagement 

(BEM) ist eine wichtige präventive Maßnahme zur Wiedereingliede-

rung von erkrankten Beschäftigten. Da es hier um Gesundheitsdaten 

der Beschäftigten geht, ist aber Vorsicht geboten. 

VO N E B E R H A R D  K I E S C H E 

D
as BEM dient der Klärung, wie 

eine aktuelle Arbeitsunfähigkeit 

überwunden und mithilfe wel-

cher Leistungen und Hilfen einer 

erneuten Arbeitsunfähigkeit vorgebeugt und 

der Arbeitsplatz erhalten werden kann (§ 167 

Abs. 2 SGB IX). Im BEM-Prozess ist der Arbeit-

geber daran interessiert, Informationen über 

die Erkrankung der Beschäftigten zu erheben. 

Betroffene hingegen wollen in der Regel keine 

oder nur wenige Gesundheits- und Krankheits-

daten offenlegen, damit sie in der Folge keine 

krankheitsbedingte Kündigung riskieren. Hier 

treffen gegenläufige Interessen aufeinander.

Weitere Risiken für die betroffenen Beschäftig-

ten im BEM sind z. B. ein Datenzugriff durch 

unbefugte Personen oder wirtschaftliche bzw. 

berufliche und finanzielle Nachteile.

Einwilligung schafft Transparenz

Für die Durchführung des BEM benötigt der 

Arbeitgeber die Zustimmung der betroffenen 

Beschäftigten. Zur Datenverarbeitung ist zu-

sätzlich eine datenschutzrechtliche Einwilli-

gung erforderlich. 

Die Zustimmung zum BEM setzt nach 

§ 167 Abs. 2 Satz 3 SGB IX voraus, dass der 
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Arbeitgeber zuvor die Beschäftigten auf Ziele 

des BEM, den Ablauf des BEM-Verfahrens so-

wie auf Art und Umfang der hierfür zu erhe-

benden und zu verwendenden Daten hinweist 

(vgl. BAG 20.11.2014 – 2 AZR 755/13). Eine 

Betriebs- oder Dienstvereinbarung zum BEM 

sollte daher das Verfahren der Einwilligung 

regeln und unter anderem den Text des An-

schreibens und der Einwilligung in einer Anla-

ge einvernehmlich festlegen.

Das BEM benötigt auch eine klare daten-

schutzrechtliche Grundlage – in diesem Fall 

die (datenschutzrechtliche) Einwilligung nach 

Art. 6 Abs. 1 a) DSGVO. Die ausdrückliche 

Einwilligung muss für den bestimmten Einzel-

fall freiwillig und informiert abgegeben werden 

(vgl. Art. 4 Nr. 11 DSGVO). Beschäftigte sind 

darauf hinzuweisen, dass sie »zur Offenbarung 

über Art, Ausmaß und Hintergründe ihrer 

Erkrankung weder verpflichtet sind«, noch 

dass »ihre Weigerung, Gesundheitsdaten zu 

offenbaren, zu beruflichen Nachteilen führt« 

(LfDI BW, 33. Tätigkeitsbericht 2016/2017, 

113–115). 

Das Formular für die konkretisierte Ein-

willigung im BEM muss zudem auf die Betrof-

fenenrechte nach Art. 12 ff. DSGVO und auf 

die Einsichtsrechte in die BEM-Akte, Perso-

nalakte und Patientenakte beim Betriebsarzt 

hinweisen. Der Beschäftigte muss ebenso über 

mittelbare Nachteile aufgeklärt werden, sollte 

er das BEM ablehnen oder die Einwilligung 

widerrufen wollen. 

BEM-Verfahrensordnung mitbestimmen

Der Betriebsrat kann das BEM-Verfahren auch 

in einer Betriebsvereinbarung regeln, wenn an-

schließende Umsetzungsmaßnahmen von der 

Mitbestimmung nicht erfasst sein sollen (BAG 

22.3.2016 – 1 ABR 14/14). Ein entsprechen-

des Mitbestimmungsrecht folgt aus § 87 Abs. 1 

Nr. 7 BetrVG, denn die Vorschrift des § 167 

Abs. 2 SGB IX dient letztlich dem »Gesund-

heitsschutz«. Zudem ist auch § 87 Abs. 1 Nr. 6 

BetrVG einschlägig, wenn die BEM-Daten mit 

einem IT-System verarbeitet werden. 

Das Bundesarbeitsgericht (BAG) hat in der 

Entscheidung vom 22. März 2016 allerdings 

die Grenzen für die Mitbestimmung des Be-

triebsrats sehr eng gesetzt. Dies widerspricht 

offensichtlich dem Charakter des BEM als 

unverstelltem, verlaufs- und ergebnisoffenem 

Suchprozess. Die Betriebsvereinbarung sollte 

die Datenverarbeitung im BEM-Prozess im-

mer datenschutzkonform  konkretisieren (§ 26 

Abs. 4 BDSG). Die Betriebsparteien müssen 

die rechtmäßige und angemessene Verarbei-

tung, die Betroffenenrechte, die Sicherheit der 

Verarbeitung und die Einhaltung der Daten-

schutzgrundsätze gewährleisten. 

Hierzu gehören nach Art. 5 Abs. 1 a) – f) 

DSGVO Rechtmäßigkeit, Verarbeitung nach 

Treu und Glauben, Transparenz,  Zweckbin-

dung, Datenminimierung, Richtigkeit, Spei- 

cherbegrenzung, Integrität und Vertraulichkeit.  

Im BEM werden Gesundheitsdaten verarbeitet, 

bei denen die Datenschutz-Grundverordnung 

(DSGVO) nach Art. 9 DSGVO eine gesteiger-

te Schutzbedürftigkeit vorsieht. Daher wird für 

das BEM vom Arbeitgeber in der Regel vorab 

eine Datenschutz-Folgenabschätzung nach 

Art. 35 DSGVO zu erstellen sein. So können 

Risiken für die Beschäftigten festgestellt und 

Sicherheitsvorkehrungen entwickelt werden, 

durch die die Rechte der Beschäftigten ge-

wahrt werden.

Auch im BEM gilt der Grundsatz der Da-

tenminimierung nach Art. 5 Abs. 1 c) DSGVO. 

Sie steht im Zusammenhang mit dem Zweck 

– hier der Klärung der Beschäftigungsfähig-

keit. Die Zweckbindung darf keinesfalls auf-

geweicht werden; Zweckänderungen sind in 

der BEM-Vereinbarung ausdrücklich zu unter-

sagen. 

Für die Verarbeitung der Daten im BEM-

Verfahren ist ein Verarbeitungsverzeichnis 

nach Art. 30 DSGVO als Teil des Datenschutz-

managementsystems zu erstellen. Es sind ins-

besondere technisch-organisatorische Maß-

nahmen aufzuführen, so z. B. Verschlüsselung, 

Zugriffsberechtigungskonzepte und Pseudony-

misierung.

darum geht es

1. Das BEM dient der 

Erhaltung der Arbeitsfä-

higkeit und des Arbeits-

platzes. 

2. Im Rahmen des BEM 

werden mitunter sehr 

sensible Gesundheitsda-

ten verarbeitet.

3. Die Gremien können 

und sollten bei der Ver-

fahrensordnung für das 

BEM mitbestimmen.

hintergrund

Voraussetzungen des Betrieblichen  

Eingliederungsmanagements (BEM)

Der Arbeitgeber hat den BEM-Klärungspro-

zess einzuleiten, sobald die gesetzlichen 

Voraussetzungen für ein BEM-Angebot 

vorliegen, d. h. wenn Beschäftigte länger 

als sechs Wochen ununterbrochen oder 

wiederholt in den letzten zwölf Kalender-

monaten arbeitsunfähig waren. 

Für die Durchführung des BEM benötigt der 

Arbeitgeber die Zustimmung der betroffe-

nen Beschäftigten.
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Dokumentation des BEM

Die BEM-Akte muss von der Personalakte ge-

trennt sicher aufbewahrt werden. Der BEM-

Prozess ist von der Personalabteilung grund-

sätzlich informationell abzuschotten und muss 

Vertraulichkeit garantieren. Art und Umfang 

der Daten in der BEM-Akte einschließlich ih-

res Aufbewahrungsorts und ihrer Aufbewah-

rungsdauer sowie die erforderlichen Daten 

in der Personalakte sind in Datenblättern als 

Anlage zur Vereinbarung abschließend aufzu-

führen. 

Weitere Gesundheitsdaten sind im Laufe 

des BEM-Prozesses nur mit zusätzlichen Ein-

willigungen der Betroffenen zu erheben. Die 

BEM-Akte sollte grundsätzlich auf Papier ge-

führt werden. Verlaufsdaten bei einer großen 

Anzahl von BEM-Einzelfällen müssen ggf. 

elektronisch verarbeitet werden. 

Besondere Schutzmaßnahmen 

Im BEM-Prozess fallen mittelbare und unmit-

telbare Gesundheitsdaten an. Unmittelbare 

Gesundheitsdaten sind z. B. Arztberichte, Diag- 

nose-, Reha- und sonstige medizinische Daten. 

Mittelbare Gesundheitsdaten sind beispiels-

weise bestehende Einsatzeinschränkungen so-

wie grundsätzliche Einsatzmöglichkeiten der 

betroffenen Person. Eine Trennung zwischen 

medizinischen und einfachen Daten im BEM 

ist nicht möglich, da viele Daten und Informa-

tionen im Kontext des BEM über den Gesund-

heitszustand der betreffenden Person positive 

und negative Aussagen treffen. 

Es werden angemessene und spezifische 

Maßnahmen zur Wahrung der Interessen der 

betroffenen Person verlangt, wenn vertrauliche 

und höchstpersönliche Daten der Beschäftig-

ten wie im BEM verarbeitet werden (vgl. § 22 

Abs. 2 Satz 1 BDSG): Das Recht auf informa-

tionelle Selbstbestimmung und der Schutz 

personenbezogener Daten nach Art. 8 Grund-

rechtecharta sind auch für das BEM von ent-

scheidender Bedeutung. 

§ 22 Abs. 2 BDSG nennt insbesondere fol-

gende geeignete Schutzmaßnahmen, die im 

engen Zusammenhang mit den Datenschutz-

grundsätzen nach Art. 5 Abs. 1 a)-f) DSGVO 

und § 26 Abs. 5 BDSG zu sehen sind: 

 · technisch-organisatorische Maßnahmen 

(TOM), 

 · Protokollierung, 

 · Sensibilisierung der mit der Verarbeitung 

der Daten im BEM beauftragten Personen, 

 · Zugangsbeschränkungen zu den sensiblen 

Daten, d. h. digitale Zugriffsberechtigungen 

und physische Barrieren,

 · Verschlüsselung personenbezogener Daten,

 · Pseudonymisierung personenbezogener 

Daten und 

 · Wirksamkeitsüberprüfungen getroffener 

Maßnahmen. 

Der betriebliche Datenschutzbeauftragte soll-

te im BEM zumindest zur Entwicklung eines 

Datenschutzkonzepts, zur Bewertung der Da-

tenschutzfolgen- bzw. Risikoabschätzung und 

für die Schulung der BEM-Akteure hinzugezo-

gen werden. Die Wirksamkeit der spezifischen 

Schutzmaßnahmen muss getestet und in regel-

mäßigen Abständen überprüft werden. 

Ein sorgloser Umgang mit den personen-

bezogenen Daten der Beschäftigten im BEM-

Prozess ist in der Praxis nicht unüblich. Dies 

kann zu unbefugter oder unrechtmäßiger Ver-

arbeitung bzw. zu Datenschutzverletzungen 

nach Art. 33 DSGVO führen. Die jeweiligen 

Akteure sind daher zur Vertraulichkeit zu ver-

pflichten. 

Beschäftigtenrechte vorab sichern

Ohne detaillierte Schutzmaßnahmen für die 

betroffenen Beschäftigten kann das BEM zum 

Ausgliedern von erkrankten Beschäftigten ge-

nutzt werden. Die DSGVO und das BDSG, 

eine aussagekräftige datenschutzrechtliche 

Einwilligung und vor allem klare und verbind-

liche Regelungen in Betriebsvereinbarungen 

bieten Ansatzpunkte, um die Interessen der 

betroffenen Personen umfassend zu schützen, 

um eine vertrauensvolle Basis für die Zusam-

menarbeit zu gewährleisten und um das Ar-

beitsplatzrisiko bei Krankheit und Behinde-

rung zu begrenzen. Denn nur ein ordnungsge-

mäßes und datenschutzkonformes BEM, das 

nachweisbar auf einen präventiven Inklusions-

prozess und Arbeitsplatzerhalt abzielt, genügt 

den Anforderungen der DSGVO und schützt 

so die betroffenen Beschäftigten vor einem 

Missbrauch ihrer Daten. vv
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